Der Überprüfungsantrag

- Rechtswidrige Entscheidungen des Jobcenters korrigieren –
Möglicherweise wird Ihnen erst durch eine Beratung, eine Meldung in der Zeitung, einen Bericht im Fernsehen oder das Gespräch mit Bekannten bewusst, dass Bescheide des Jobcenters (ehemals ARGE) in der Vergangenheit falsch waren.

In den meisten Fällen wird die Widerspruchsfrist von einem Monat längst verstrichen sein. Trotzdem haben Sie die Möglichkeit, rechtswidrige Entscheidungen auch nach Jahren noch zu korrigieren. Der Gesetzgeber hat in diesem Fall der sozialen Gerechtigkeit den Vorzug gegeben und in § 44 des Sozialgesetzbuches X (kurz § 44 SGB X) einen sogenannten „Überprüfungsantrag“ vorgesehen.

Mit einem solchen Überprüfungsantrag können Sie beim Jobcenter unkompliziert um eine Überprüfung des falschen Bescheides bzw. der falschen Bescheide über mehrere Bewilligungszeiträume bitten und bis zu fast zwei Jahren rückwirkend eine Rückzahlung oder Nachzahlung von Leistungen sichern. Der Überprüfungsantrag wirkt immer zurück auf den 1.Tag des Vorjahres, also bspw. bei einem im Jahr 2011 gestellten Antrag auf den 1.Januar 2010. Das Jobcenter hat dann die Möglichkeit, seinen Fehler zu korrigieren und Sie haben die Möglichkeit, gegen den zu erlassenden Überprüfungsbescheid (Antwortschreiben des Jobcenters auf den Überprüfungsantrag) Widerspruch und gegen einen Widerspruchsbescheid (Antwort des Jobcenters auf den Widerspruch) Klage zu erheben – Ihnen stehen daher alle rechtlichen Möglichkeiten wieder offen. 

Überprüfungsanträge sind bei allen Fehlern des Jobcenters möglich und sinnvoll. 

Einige Beispiele:

* Das Jobcenter übernimmt die laufenden Heiz- und Betriebskosten oder die Nachzahlungen darauf ohne nähere Begründung nicht in voller Höhe oder es wurden Guthaben in der vollen Höhe als Einkommen angerechnet. 

* Das Jobcenter übernimmt bei Hauseigentümern nur die Zinsen, aber nicht die Kosten der Tilgung. 

* Das Jobcenter zieht vom Arbeitseinkommen nicht die tatsächlichen Kosten für die Arbeit ab. 

* Das Jobcenter gewährt Zuschläge für Alleinerziehung oder ernährungsbedingte Mehrbedarfe nicht.

* Das Jobcenter rechnet mit Einkommen, das tatsächlich nicht vorhanden ist.

Zwei Sachen sollten dabei beachtet werden:

* Vertrauen sie nicht darauf, dass ein mit der Post abgeschickter Überprüfungsantrag auch ankommt. Geben sie diesen besser persönlich ab und lassen sich auf einer Kopie einen Eingangsstempel geben, nehmen Sie einen Zeugen mit oder schicken Sie ein Einschreiben mit Rückschein. Dies ist deswegen wichtig, weil Sie im Zweifelsfall beweisen müssen, dass der Überprüfungsantrag das Jobcenter auch erreicht hat.

* Das Jobcenter hat sechs Monate Zeit zur Entscheidung über den Überprüfungsantrag. Diese Frist beginnt ab dem Zeitpunkt des Einganges beim Jobcenter zu laufen – deswegen ist es wichtig, dass Sie über die Abgabe Ihres Überprüfungsantrages einen Nachweis haben. Hält das Jobcenter die 6-Monats-Frist nicht ein, können Sie eine Entscheidung mit einer Untätigkeitsklage vor dem Sozialgericht erzwingen.

Und so machen Sie es praktisch:

1. Stellen Sie einen Überprüfungsantrag. Sie können sich dabei an dem nachfolgenden Muster orientieren. Sorgen Sie dafür, daß Ihr Antrag auch beim Jobcenter ankommt.

2. Warten Sie die Entscheidung des Jobcenters ab. Warten Sie aber nicht länger als sechs Monate. 

3. Wenn das Jobcenter seinen Fehler korrigiert und Gelder nachzahlt/zurückzahlt, haben Sie Ihr Ziel erreicht. Lehnt das Jobcenter eine Änderung ab, so müssen Sie Widerspruch einlegen. Wenn Sie dabei unsicher sind, wenden Sie sich an eine Beratungsstelle zum ALG II oder an einen Rechtsanwalt, der sich damit auskennt.

Hier finden Sie ein Muster für einen Überprüfungsantrag. Bitte schreiben Sie dieses ab und setzen Ihre eigenen Angaben bzw. die tatsächlichen Namen und Adressen ein.

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Max Mustermann







Datum

Musterstraße 1

99999 Musterdorf

Jobcenter Musterkreis

Musterallee 1

99900 Musterstadt

Überprüfungsantrag

Sehr geehrte Damen und Herren,

mir ist aufgefallen, dass Sie im Bescheid vom Tag/Monat/Jahr einen Fehler gemacht haben. 

Sie 

sind von einem zu hohen Einkommen ausgegangen - hätten die Heizkostennachzahlung in voller Höhe übernehmen müssen –– hätten die Fahrtkosten vom Arbeitseinkommen abziehen müssen – haben sich verrechnet.

(nur Beispiele für Formulierungen)

Ich bitte Sie daher, diesen Bescheid gemäß § 44 SGB X zu korrigieren, mir einen Überprüfungsbescheid zuzusenden und die Nachzahlung zzgl. Zinsen zu überweisen.

Mit freundlichen Grüßen

Max Mustermann

------------------------------------------------------------------------------------------------------
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